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 Beschlussempfehlung und Bericht
 des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (13. Ausschuss)

 a)  zu dem Antrag der Abgeordneten Stefan Schwartze, Sönke Rix, Petra Crone,
 weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD
 – Drucksache 17/12063 –

 Mit  einer  eigenständigen  Jugendpolitik  Freiräume  schaffen,  Chancen  eröffnen,
 Rückhalt geben

 b)  zu dem Antrag der Abgeordneten Ulrich Schneider, Katja Dörner, Sven-
 Christian Kindler, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN
 – Drucksache 17/11376 –

 Eigenständige Jugendpolitik – Selbstbestimmt durch Freiheit, Gerechtigkeit,
 Demokratie und Emanzipation

 A.  Problem

 Die  Anforderungen  an  junge  Menschen  sind  u.  a.  durch  die  Globalisierung  von
 Wirtschaft  und  Arbeitsmärkten  sowie  durch  den  demografischen  Wandel  ge-
 stiegen.  Zudem  gefährden  zunehmende  materielle  Unsicherheiten  ein  gutes
 Aufwachsen.

 Zu Buchstabe a

 In  dem  Antrag  der  SPD-Fraktion  auf  Drucksache  17/12063  wird  auf  die  damit
 verbundenen  Chancen,  aber  auch  auf  die  Risiken  hingewiesen.  Ob  diese  Gege-
 benheiten  als  Chance  begriffen  würden,  hänge  entscheidend  von  den  gesell-
 schaftlichen  Rahmenbedingungen  ab.  Den  Jugendlichen  müssten  die  notwendi-
 gen  Ressourcen  für  eine  gelingende  Persönlichkeitsentwicklung  zur  Verfügung
 gestellt  werden.  Demokratie,  Solidarität  und  Selbstentwicklung  seien  bereits
 für  Jugendliche  notwendige  Werte,  die  erlernt  werden  müssten.  Hierzu  bedürfe
 es  einer  schlüssigen  und  stimmigen  Jugendpolitik,  die  als  zentrales  und  eigen-
 ständiges  Politikfeld  begriffen  und  gestaltet  werden  müsse.  Sie  müsse  politik-
 feldübergreifend  und  abgestimmt  zwischen  Bund,  Ländern  und  Gemeinden  ein
 gutes  Aufwachsen  ermöglichen.  Die  derzeitige  Situation  sei  von  auf  die  ver-
 schiedenen  Ressorts  und  föderalen  Ebenen  verstreuten  Kompetenzen  und  von
 Maßnahmen  geprägt,  die  nicht  selten  zu  stark  defizitorientiert  und  zu  wenig  ak-
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tivierend  und  emanzipatorisch  seien.  Es  müsse  eine  Gesamtstrategie  für  junge
 Menschen  entwickelt  werden,  die  durch  ein  regelmäßiges  Monitoring  überprüft
 werden  solle.  Zur  Stärkung  der  Jugendpolitik  auf  Bundesebene  und  in  der  Bun-
 desregierung  werde  die  Benennung  einer  Staatssekretärin  oder  eines  Staats-
 sekretärs  im  Bundesministerium  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Jugend  ge-
 fordert, die oder der explizit für Jugendpolitik zuständig sei.

 Zu Buchstabe b

 Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  geht  in  ihrem  Antrag  auf  Drucksa-
 che  17/11376  von  einer  steigenden  Instrumentalisierung  und  Ökonomisierung
 jugendlicher  Lebensrealität  aus.  Jugendliche  hätten  immer  weniger  Zeit  zur
 freien  Gestaltung  verfügbar,  die  jedoch  essentiell  für  eine  autonome  Persönlich-
 keitsentwicklung  sei.  Sozial  benachteiligte  Jugendliche  hätten  oftmals  einge-
 schränkte  Möglichkeiten,  aus  der  Vielfalt  der  möglichen  Freizeitgestaltungen
 frei  wählen  zu  können.  Deshalb  müsse  der  Zugang  zu  einem  bedarfsgerechten
 öffentlichen  Nahverkehr  auch  in  ländlichen  Räumen  geschaffen  werden  und  es
 müsse  eine  soziale  Infrastruktur  vorhanden  sein,  die  Teilhabe  und  Partizipation
 ermögliche.  Die  Regierungskoalition  nehme  nur  eine  bestimmte  privilegierte
 Gruppe  von  Jugendlichen  in  den  Blick  und  tue  zu  wenig  für  umfassende  Betei-
 ligungsrechte  junger  Menschen.  Eine  gute  Jugendpolitik  ziele  auf  Bildungsge-
 rechtigkeit,  soziale  Chancengleichheit,  Gleichberechtigung  der  Geschlechter
 und  die  Einbeziehung  von  jungen  Menschen  mit  Behinderung  und  jungen  Men-
 schen  mit  Migrationshintergrund.  Es  werde  u.  a.  eine  Senkung  des  aktiven
 Wahlalters  auf  16  Jahre  und  eine  Streichung  des  integrationsschädlichen  Op-
 tionszwangs im Staatsangehörigkeitsrecht gefordert.

 B.  Lösung

 Zu Buchstabe a

 Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksache  17/12063  mit  den  Stimmen  der
 Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD  und  DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/
 DIE GRÜNEN.

 Zu Buchstabe b

 Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksache  17/11376  mit  den  Stimmen  der
 Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion
 DIE LINKE.

 C.  Alternativen

 Annahme eines der beiden Anträge.

 D.  Kosten

 Kosten wurden im Ausschuss nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

 Der Bundestag wolle beschließen,

 a)  den Antrag auf Drucksache 17/12063 abzulehnen,

 b)  den Antrag auf Drucksache 17/11376 abzulehnen.

 Berlin, den 13. März 2013

 Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

 Sibylle Laurischk
 Vorsitzende

 Dr. Peter Tauber
 Berichterstatter

 Sönke Rix
 Berichterstatter

 Florian Bernschneider
 Berichterstatter

 Diana Golze
 Berichterstatterin

 Ulrich Schneider
 Berichterstatter
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Bericht der Abgeordneten Dr. Peter Tauber, Sönke Rix, Florian Bernschneider,
 Diana Golze und Ulrich Schneider
 I.  Überweisung

 Zu Buchstabe a

 Der  Antrag  auf  Drucksache  17/12063  wurde  in  der
 217.  Sitzung  des  Deutschen  Bundestages  am  17.  Januar
 2013  dem  Ausschuss  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Ju-
 gend  zur  federführenden  Beratung  und  dem  Innenaus-
 schuss,  dem  Rechtsausschuss,  dem  Haushaltsausschuss,
 dem  Ausschuss  für  Wirtschaft  und  Technologie,  dem  Aus-
 schuss  für  Arbeit  und  Soziales,  dem  Ausschuss  für  Gesund-
 heit,  dem  Ausschuss  für  Bildung,  Forschung  und  Technik-
 folgenabschätzung,  dem  Ausschuss  für  wirtschaftliche
 Zusammenarbeit  und  Entwicklung,  dem  Ausschuss  für  die
 Angelegenheiten  der  Europäischen  Union  sowie  dem  Aus-
 schuss für Kultur und Medien zur Mitberatung überwiesen.

 Zu Buchstabe b

 Der  Antrag  auf  Drucksache  17/11376  wurde  in  der
 217.  Sitzung  des  Deutschen  Bundestages  am  17.  Januar
 2013  dem  Ausschuss  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Ju-
 gend  zur  federführenden  Beratung  und  dem  Rechtsaus-
 schuss,  dem  Haushaltsausschuss,  dem  Ausschuss  für  Ver-
 kehr,  Bau  und  Stadtentwicklung  sowie  dem  Ausschuss  für
 Bildung,  Forschung  und  Technikfolgenabschätzung  zur
 Mitberatung überwiesen.

 II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlagen

 Zu Buchstabe a

 Die  Fraktion  der  SPD  weist  in  ihrem  Antrag  auf  Drucksache
 17/12063  auf  Chancen,  aber  auch  auf  Risiken  hin,  die  sich
 aus  den  gewachsenen  Anforderungen  an  die  jüngere  Gene-
 ration  ergäben.  Es  hänge  maßgeblich  von  den  gesellschaftli-
 chen  Rahmenbedingungen  ab,  ob  ein  junger  Mensch  die
 u.  a.  aus  der  Globalisierung  von  Wirtschaft  und  Arbeits-
 märkten  resultierenden  Gegebenheiten  als  Chance  und  als
 Bereicherung  für  sein  Leben  erfahre.  Auch  zunehmende
 materielle  Unsicherheiten  machten  es  erforderlich,  dass  die
 Gesellschaft  den  Jugendlichen  die  notwendigen  Ressourcen
 für  eine  gelingende  Persönlichkeitsentwicklung  zur  Verfü-
 gung  stelle.  Demokratie,  Solidarität  und  Selbstentwicklung
 seien  schon  für  Jugendliche  notwendige  Werte,  die  erlernt
 werden  müssten.  Hierzu  bedürfe  es  einer  schlüssigen  und
 stimmigen  Jugendpolitik.  Diese  müsse  als  zentrales  Politik-
 feld, als Zukunftspolitik begriffen und gestaltet werden.

 Politik  laufe  immer  wieder  Gefahr,  ein  einseitiges  und  damit
 verzerrtes  Bild  von  Jugend  zum  Maßstab  für  politische  Ent-
 scheidungen  zu  machen.  So  würden  bei  Familien  mit  Zu-
 wanderungsgeschichte  in  der  Öffentlichkeit  immer  wieder
 diejenigen  in  den  Blick  genommen,  die  die  Schule  ohne  Ab-
 schluss  verlassen  hätten.  Demgegenüber  würden  diejenigen,
 die  trotz  ungünstiger  Startbedingungen  des  Elternhauses
 sehr  große  Erfolge  erzielt  hätten,  viel  seltener  erwähnt.  Dies
 habe  Maßnahmen  zur  Folge,  die  nicht  selten  zu  stark  defi-
 zitorientiert  seien.  Hinzu  kämen  verstreute  Kompetenzen
 auf  die  verschiedenen  Ressorts  und  föderalen  Ebenen.  Es

 fehle  in  Deutschland  an  einer  schlüssigen,  wirkungsvollen
 und  bedarfsgerechten  Politik  für  junge  Menschen.  Deshalb
 müsse  ein  eigenständiges  Politikfeld  Jugend  begründet  wer-
 den.  Es  bedürfe  der  Entwicklung  einer  Gesamtstrategie  für
 ein  gutes  Aufwachsen  junger  Menschen  unter  Einbeziehung
 aller  relevanten  Politikfelder  und  föderalen  Ebenen.  Hierbei
 sollten  u.  a.  die  Rechte  von  Kindern  und  Jugendlichen  auf
 der  Grundlage  der  UN-Konvention  über  die  Rechte  des  Kin-
 des  weiter  gestärkt  werden,  in  einem  guten  und  leistungsfä-
 higen  Bildungssystem  gleiche  Chancen  auf  Bildung  ver-
 wirklicht  werden  und  alle  Studienwilligen  einen  Studien-
 platz erhalten.

 Die  Bundesregierung  soll  nach  dem  Antrag  aufgefordert
 werden,

 1.  zur  Stärkung  der  Jugendpolitik  auf  Bundesebene  und  in
 der Bundesregierung

 –  eine  Staatssekretärin  oder  einen  Staatssekretär  im
 Bundesministerium  für  Familie,  Senioren,  Frauen
 und  Jugend  (BMFSFJ)  zu  benennen,  die  oder  der  ex-
 plizit für Jugendpolitik zuständig sei;

 –  die  Zusammenarbeit  zwischen  den  Bundesministe-
 rien  im  Bereich  Jugendpolitik  als  Querschnittspolitik
 zu stärken;

 –  einen  „Jugendpolitik-TÜV“  zu  etablieren,  wobei  alle
 politischen  Entscheidungen  und  Maßnahmen  und
 auch  alle  bereits  gültigen  Gesetze  auf  ihre  Vereinbar-
 keit  mit  den  Vorgaben  der  UN-Kinderrechtskonven-
 tion überprüft werden sollen;

 –  eine  kontinuierliche,  wissenschaftlich  fundierte  Be-
 richterstattung  über  die  Lebenslagen  von  Jugendli-
 chen in Auftrag zu geben;

 –  eine  Stärkung  der  Infrastruktur  für  Jugendliche  und
 insbesondere  der  Jugendverbandsarbeit  zu  gewähr-
 leisten  und  zu  diesem  Zweck  den  Kinder-  und  Ju-
 gendplan  des  Bundes  dauerhaft  mit  ausreichenden
 Mitteln auszustatten;

 2.  zur Stärkung der Rechte von Kindern und Jugendlichen

 –  zu  prüfen,  inwieweit  die  Funktion  einer  Ombudsper-
 son  mit  eigenen  Rechten  und  einem  eigenen  Etat  aus-
 gestattet,  geschaffen  werden  könne,  um  die  Umset-
 zung  der  UN-Kinderrechtskonvention  in  Deutschland
 zu überwachen und voranzutreiben;

 –  den  Nationalen  Aktionsplan  „Für  ein  kindergerechtes
 Deutschland  2005–2010“  unter  Beteiligung  von  Kin-
 dern,  Jugendlichen  und  zivilgesellschaftlichen  Ak-
 teurinnen  und  Akteuren  fortzuschreiben  sowie  Kin-
 der  und  Jugendliche  besser  über  ihre  Rechte  zu  infor-
 mieren;

 –  Konsequenzen  aus  der  Rücknahme  der  Vorbehaltser-
 klärung  zu  ziehen  und  den  Entwurf  eines  Gesetzes
 zur  Verbesserung  der  Situation  Minderjähriger  im
 Aufenthalts-  und  Asylverfahrensrecht  (Bundestags-
 drucksache 17/9187) zu unterstützen;
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–  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  mit  dem  die  Op-
 tionspflicht  im  Staatsangehörigkeitsgesetz  gestri-
 chen  werde,  weil  diese  integrationshemmend  und
 nicht sachgerecht sei;

 3.  zur  Verbesserung  der  Bildungssituation  von  jungen
 Menschen

 –  zeitnah  einen  Gesetzentwurf  zur  Abschaffung  des
 Kooperationsverbotes  zwischen  Bund  und  Ländern
 in  der  Bildungszusammenarbeit  auf  der  Grundlage
 eines  neuen  Artikels  104c  des  Grundgesetzes  vorzu-
 legen,  um  sich  an  der  Finanzierung  des  flächende-
 ckenden  Ausbaus  von  Ganztagsschulen  zu  beteiligen,
 wobei  zur  Gewährleistung  der  Gleichbehandlung  der
 Länder  vorzusehen  sei,  dass  diese  Vereinbarungen
 von  den  Ländern  nur  einstimmig  beschlossen  werden
 könnten;

 –  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  mit  dem  ein
 Rechtsanspruch  auf  einen  Ganztagsschulplatz  bis
 zum  Jahr  2020  für  alle  Schulformen  einzuführen  sei
 und  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  mit  dem  ein
 leistungsfähiges  BAföG  für  Schülerinnen  und  Schü-
 ler eingeführt werde;

 –  sich  dafür  einzusetzen,  dass  überall  im  Bildungssys-
 tem  –  in  der  frühkindlichen  Bildung,  im  Schulsystem
 bis  hin  zur  beruflichen  Bildung,  im  Hochschulsystem
 und  in  der  Weiterbildung  –  Inklusion  verwirklicht
 werde;

 –  sich  dafür  einzusetzen,  dass  Schulsozialarbeit  an  je-
 der  Schule  eingeführt  und  eine  entsprechende  Finan-
 zierung sichergestellt werde;

 –  darauf  hinzuwirken,  dass  die  Berufswegeplanung  ab
 dem siebten Schuljahr eingeführt werde;

 –  geeignete  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  die  Abbre-
 cherquote  in  der  Schule  bis  zum  Jahr  2015  von  8  auf
 4  Prozent  zu  halbieren,  um  die  Zahl  der  jungen  Er-
 wachsenen  ohne  abgeschlossene  Berufsausbildung
 von  17  Prozent  auf  8,5  Prozent  bis  zum  Jahr  2015  zu
 halbieren  und  um  die  Abbrecherquote  im  Studium  si-
 gnifikant zu senken;

 –  ein  zusätzliches  Programm  „HochschulpaktPlus“  ein-
 zuführen;

 –  sich  dafür  einzusetzen,  dass  die  Qualität  der  Lehre
 und die Studienbedingungen verbessert würden;

 –  sich  dafür  einzusetzen,  dass  der  Zugang  zum  Master-
 studium für alle ermöglicht werde;

 –  sich  für  eine  verbesserte  Studienberatung  für  Stu-
 dienberechtigte  und  Ausgebildete  mit  Berufserfah-
 rung einzusetzen;

 –  einen  mit  den  Ländern  abgestimmten  Vorschlag  für
 eine  große  BAföG-Novelle  für  Studierende  vorzule-
 gen;

 –  darauf  hinzuwirken,  dass  der  Ausbau  von  Ganztags-
 schulen  mit  der  Gestaltung  des  sogenannten  digitalen
 Klassenzimmers verbunden werde;

 –  sich  dafür  einzusetzen,  dass  kulturelle  Bildung  für
 alle  Kinder  und  Jugendlichen  selbstverständlicher

 und  inklusiver  Bestandteil  schulischer  und  außer-
 schulischer Angebote werde;

 –  die  Medien-  und  Datenschutzkompetenz  Jugendli-
 cher  zu  stärken  und  dabei  darauf  hinzuwirken,  dass
 die  Vermittlung  entsprechender  Kompetenzen  zum
 festen  Bestandteil  der  Aus-  und  Weiterbildung  von
 Erzieherinnen  und  Erziehern,  Lehrerinnen  und  Leh-
 rern,  Sozialarbeiterinnen  und  Sozialarbeitern  sowie
 Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen werde;

 –  sich  dafür  einzusetzen,  dass  Demokratieerziehung
 und  politische  Bildung  sowohl  innerhalb  wie  außer-
 halb  der  Schule  gestärkt  und  ausgeweitet  sowie  neue
 Angebote  für  politische  Bildung  und  Beteiligung  im
 Netz für Kinder und Jugendliche erprobt würden;

 4.  zur  Verbesserung  der  Situation  junger  Menschen  am  Ar-
 beitsmarkt

 –  einen  Gesetzentwurf  zur  Regulierung  der  Leiharbeit,
 zur  Abschaffung  der  sachgrundlosen  Befristung  und
 zur  Einführung  eines  gesetzlichen  Mindestlohns  von
 8,50 Euro vorzulegen;

 –  den  Missbrauch  von  Praktika  wirkungsvoll  zu  be-
 kämpfen;

 –  Maßnahmen  zu  ergreifen,  damit  zunehmend  Bewer-
 bungsverfahren  entsprechend  der  Zielrichtung  des
 Allgemeinen  Gleichbehandlungsgesetzes  in  der  Pri-
 vatwirtschaft  und  in  der  öffentlichen  Verwaltung  ano-
 nymisiert durchgeführt würden;

 –  ein Recht auf einen Schulabschluss einzuführen;

 –  jedem  Jugendlichen  und  jungen  Erwachsenen  das
 Recht  auf  eine  qualifizierte  Ausbildung  zu  garantie-
 ren;

 –  ein  Programm  „2.  Chance  auf  Berufsausbildung“  mit
 dem  Ziel  aufzulegen,  allen  Jugendlichen  eine  zweite
 Chance auf Ausbildung zu ermöglichen;

 –  sich  dafür  einzusetzen,  dass  die  soziale  Infrastruktur
 für  Kinder  und  Jugendliche  im  Sinne  von  Präven-
 tionsketten  weiterentwickelt  werde  und  die  Koopera-
 tion  aller  relevanten  Akteure  vor  Ort  verbessert
 werde (sogenannte Präventionsnetzwerke);

 –  sich  für  die  Abschaffung  von  Studiengebühren  sowie
 aller  Gebühren  für  Ausbildungen  und  Prüfungen  bei
 öffentlichen Schulen und Fachschulen einzusetzen;

 –  sich  bei  allen  Berufsausbildungen  sowohl  im  dualen
 System  als  auch  in  vollzeitschulischen  Fachausbil-
 dungen  wie  z.  B.  bei  Pflege  und  Erziehung  für  exis-
 tenzsichernde  Ausbildungsvergütungen  nach  Flä-
 chentarifverträgen einzusetzen;

 5.  zur  Verbesserung  der  Partizipation  von  jungen  Men-
 schen

 –  die  bewährten  Jugendfreiwilligendienste  konsequent
 auszubauen,  mittelfristig  allen  Jugendlichen  und  jun-
 gen  Erwachsenen,  die  ein  Freiwilliges  Soziales  Jahr
 oder  ein  Freiwilliges  Ökologisches  Jahr  absolvieren
 möchten, einen Platz anzubieten;

 –  innerhalb  der  Freiwilligendienstlandschaft  eine
 Struktur  zu  etablieren,  die  durch  zivilgesellschaftli-
 che Verantwortung geprägt sei;
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–  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  mit  dem  das  Wahl-
 alter  im  Bundeswahlgesetz  und  im  Europawahlgesetz
 auf 16 Jahre abgesenkt werden solle;

 –  gegebenenfalls  gemeinsam  mit  den  Ländern  Initiati-
 ven  zu  ergreifen,  die  die  Mitbestimmung  in  Hoch-
 schule und Betrieb verbesserten;

 6.  zur  Verbesserung  der  Gesundheit  und  der  Inklusion  von
 jungen Menschen

 –  eine  nationale  Präventionsstrategie  und  ein  bundes-
 weites Präventionsgesetz zu implementieren;

 –  die  gesundheitliche  Chancengleichheit  mit  Hilfe
 neuer  Versorgungskonzepte  für  Kinder  und  Jugendli-
 che  zu  stärken,  Kriterien  für  eine  altersdifferente  Ge-
 sundheitspolitik zu formulieren;

 –  Inklusion  bei  allen  Gesetzesinitiativen,  die  insbeson-
 dere  auf  Kinder  und  Jugendliche  Auswirkungen  hät-
 ten, zu berücksichtigen;

 –  gemeinsam  mit  den  Ländern  eine  einheitliche  dro-
 genpolitische  Strategie  zu  entwickeln  und  die  jugend-
 gerechte  Aufklärung  weiterzuentwickeln  und  zu  för-
 dern;

 –  eine  Initiative  zu  ergreifen,  um  Jugendliche  vor  der
 schädlichen  Wirkung  von  Werbung  besser  zu  schüt-
 zen,  wobei  zu  prüfen  sei,  inwieweit  werbefreie  Zonen
 rund  um  Schulen,  Jugendzentren  und  andere  Orte,  an
 denen  sich  viele  junge  Menschen  aufhielten,  einge-
 führt werden könnten;

 7.  im Hinblick auf sexuelle Selbstbestimmung

 –  sich  für  die  Stärkung  der  Sexualberatung  einzuset-
 zen,  weil  sie  ein  wichtiger  Baustein  umfassender  Ge-
 sundheitsförderung sei;

 –  eine  breit  angelegte  wissenschaftliche  Studie  in  Auf-
 trag  zu  geben,  in  der  Möglichkeiten  einer  Stärkung
 von  schwulen,  lesbischen  und  transsexuellen  Jugend-
 lichen erforscht würden;

 –  gemäß  der  Empfehlung  des  Bundesinstituts  für  Arz-
 neimittel  und  Medizinprodukte  eine  Änderung  der
 Arzneimittelverschreibungsverordnung  vorzuneh-
 men,  damit  die  rechtlichen  Rahmenbedingungen  so
 geändert  würden,  dass  Notfallkontrazeptiva  („Pille
 danach“)  mit  dem  Wirkstoff  Levonorgestrel  aus  der
 Verschreibungspflicht entlassen würden;

 8.  zur  Entwicklung  der  Chancen  des  Internets  und  zum
 Schutz von Kindern und Jugendlichen

 –  die  flächendeckende  Breitbandversorgung  auch  in
 ländlichen Räumen abzusichern;

 –  die Netzneutralität gesetzlich abzusichern;

 –  dauerhaft  wirksame  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um
 Kinder  und  Jugendliche  im  Netz  z.  B.  vor  pornografi-
 schen,  Gewalt  verherrlichenden  oder  rassistischen  In-
 halten  zu  schützen  und  insbesondere  den  Schutz  ihrer
 Persönlichkeitsdaten zu gewährleisten;

 9.  zur Stärkung der internationalen Jugendarbeit

 –  Angebote  des  internationalen  Jugendaustauschs  allen
 Jugendlichen,  unabhängig  von  ihrer  sozialen  Her-
 kunft, zugänglich zu machen;

 –  sich  für  die  Stärkung  der  jugendpolitischen  Zusam-
 menarbeit in der Europäischen Union einzusetzen;

 –  darauf  hinzuwirken,  dass  die  Trägervielfalt  bei  der
 Weiterentwicklung  von  Programmen  der  EU  erhalten
 bleibe.

 Zu Buchstabe b

 Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  geht  in  ihrem
 Antrag  auf  Drucksache  17/11376  davon  aus,  dass  die  erhöh-
 ten  Anforderungen,  mit  denen  sich  viele  Jugendliche  derzeit
 konfrontiert  sähen,  auch  auf  eine  steigende  Instrumentali-
 sierung  und  Ökonomisierung  jugendlicher  Lebensrealität
 zurückzuführen  seien.  Jugendliche  hätten  immer  weniger
 Zeit  zur  freien  Gestaltung  verfügbar,  die  jedoch  essentiell
 für  eine  autonome  Persönlichkeitsentwicklung  sei.  Sie
 müssten  deshalb  das  Recht  haben,  Zeit  für  sich  zu  verwen-
 den,  unabhängig  von  einem  absehbaren  Nutzen.  Sozial  be-
 nachteiligte  Jugendliche  hätten  oftmals  eingeschränkte
 Möglichkeiten,  aus  der  Vielfalt  der  möglichen  Freizeitge-
 staltungen  frei  wählen  zu  können.  Deshalb  müsse  der  Zu-
 gang  zu  einem  bedarfsgerechten  öffentlichen  Nahverkehr
 auch  in  ländlichen  Räumen  geschaffen  werden  und  es
 müsse  eine  soziale  Infrastruktur  vorhanden  sein,  die  Teil-
 habe und Partizipation ermögliche.

 Der  Regierungskoalition  gelinge  es  weder  inhaltlich  noch
 konzeptionell,  die  Herausforderungen,  vor  denen  eine  befä-
 higende  Jugendpolitik  stehe,  zu  meistern.  Sie  nehme  nur
 eine  bestimmte  privilegierte  Gruppe  von  Jugendlichen  in
 den  Blick  und  tue  zu  wenig  für  umfassende  Beteiligungs-
 rechte junger Menschen.

 Eine  gute  Jugendpolitik  ziele  auf  Bildungsgerechtigkeit,
 soziale  Chancengleichheit,  Gleichberechtigung  der  Ge-
 schlechter  und  die  Einbeziehung  von  jungen  Menschen  mit
 Behinderung  und  jungen  Menschen  mit  Migrationshinter-
 grund.  Die  soziale  Spaltung  bei  Jugendlichen  müsse  über-
 wunden  und  es  müssten  gleiche  Teilhabechancen  für  alle  er-
 möglicht  werden.  Mit  Blick  auf  Jugendliche  mit  Migra-
 tionshintergrund  müssten  die  interkulturelle  Öffnung  aller
 Angebote  im  Bereich  der  Kinder-  und  Jugendarbeit  und  spe-
 zielle  Förderprogramme  ein  zentraler  Schwerpunkt  der  Ju-
 gendarbeit im Bereich der Vielfaltspolitik sein.

 Nach  dem  Antrag  soll  die  Bundesregierung  aufgefordert
 werden,

 –  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  um  das  aktive  Wahlal-
 ter auf 16 Jahre zu senken;

 –  bei  der  Novellierung  des  Bauplanungsrechts  die  Bedürf-
 nisse von Jugendlichen stärker zu berücksichtigen;

 –  auf  die  Länder  einzuwirken,  den  öffentlichen  Personen-
 nahverkehr  jugendbedarfsgerecht  auszubauen  und  spezi-
 elle,  sozial  verträgliche  Angebote  für  Vorschulkinder  so-
 wie Schülerinnen und Schüler anzubieten;

 –  Modelle  zur  Errichtung  unabhängiger  Beschwerdein-
 stanzen  (Ombudsstellen)  in  der  Kinder-  und  Jugendhilfe
 zu prüfen und zu unterstützen;

 –  auf  die  Länder  einzuwirken,  dass  diese  sich  für  eine
 Stärkung  der  Jugendhilfeangebote  für  Jugendliche,  ins-
 besondere  für  flächendeckende,  an  die  Bedürfnisse  Ju-
 gendlicher angepasste Sozialarbeit engagierten;
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–  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  um  den  integrations-
 schädlichen  Optionszwang  im  Staatsangehörigkeits-
 recht  zu  streichen,  der  hier  geborene  Kinder  zu  Deut-
 schen zweiter Klasse mache;

 –  sich  für  den  Erhalt  der  verschiedenen  Jugendprogramme
 auf  EU-Ebene  einzusetzen,  auf  allen  Ebenen  darauf  hin-
 zuwirken,  zivilgesellschaftliches  Engagement  durch
 Freistellungen  und  Sonderurlaube  in  Betrieben,  öffentli-
 cher  Verwaltung  und  Schulen  für  Jugendliche  zu  ermög-
 lichen;

 –  die  Kürzungen  im  Bereich  der  politischen  Bildung  und
 bei  Jugendverbänden  zurückzunehmen  und  stattdessen
 vermehrt  in  politische  Bildung  und  vor  allem  in  nichtfor-
 male  Bildung  zum  Beispiel  durch  Organisationen  der
 freien  Jugendarbeit  zu  investieren,  wobei  ein  besonderer
 Schwerpunkt  auf  die  Förderung  von  Jugendmigranten-
 selbstorganisationen  in  den  Bereichen  Projektförderung,
 Antragstellung  und  Drittmittelakquise  gelegt  werden
 solle;

 –  auf  die  Bundesländer  einzuwirken,  sich  für  die  Einrich-
 tung  eines  Jugendkanals  der  öffentlich-rechtlichen
 Rundfunkanstalten einzusetzen.

 III.  Stellungnahmen der mitberatenden Aus-
 schüsse

 Zu Buchstabe a

 Der  Innenausschuss  hat  in  seiner  Sitzung  am  13.  März
 2013  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und
 FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und  DIE
 LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksache
 17/12063 empfohlen.

 Der  Rechtsausschuss  hat  in  seiner  Sitzung  am  13.  März
 2013  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und
 FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und  DIE
 LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksache
 17/12063 empfohlen.

 Der  Haushaltsausschuss  hat  in  seiner  Sitzung  am  13.  März
 2013  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und
 FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  der  SPD  bei  Stimm-
 enthaltung  der  Fraktionen  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksache
 17/12063 empfohlen.

 Der  Ausschuss  für  Wirtschaft  und  Technologie  hat  in  sei-
 ner  Sitzung  am  13.  März  2013  mit  den  Stimmen  der  Frak-
 tionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der
 Fraktionen  SPD  und  DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  die  Ablehnung  des
 Antrags auf Drucksache 17/12063 empfohlen.

 Der  Ausschuss  für  Arbeit  und  Soziales  hat  in  seiner  Sit-
 zung  am  13.  März  2013  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen
 der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD  und  DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  die  Ablehnung  des  Antrags
 auf Drucksache 17/12063 empfohlen.

 Der  Ausschuss  für  Gesundheit  hat  in  seiner  Sitzung  am
 13.  März  2013  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/

 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und
 DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS
 90/DIE  GRÜNEN  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksa-
 che 17/12063 empfohlen.

 Der  Ausschuss  für  Bildung,  Forschung  und  Technikfol-
 genabschätzung  hat  in  seiner  Sitzung  am  13.  März  2013
 mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP
 gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und  DIE  LINKE.
 bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksache  17/
 12063 empfohlen.

 Der  Ausschuss  für  wirtschaftliche  Zusammenarbeit  und
 Entwicklung  hat  in  seiner  Sitzung  am  13.  März  2013  mit
 den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen
 die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und  DIE  LINKE.  bei
 Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksache  17/
 12063 empfohlen.

 Der  Ausschuss  für  die  Angelegenheiten  der  Europäi-
 schen  Union  hat  in  seiner  Sitzung  am  13.  März  2013  mit
 den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen
 die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und  DIE  LINKE.  bei
 Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksache  17/
 12063 empfohlen.

 Der  Ausschuss  für  Kultur  und  Medien  hat  in  seiner  Sit-
 zung  am  13.  März  2013  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen
 der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD  und  DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  die  Ablehnung  des  Antrags
 auf Drucksache 17/12063 empfohlen.

 Zu Buchstabe b

 Der  Rechtsausschuss  hat  in  seiner  Sitzung  am  13.  März
 2013  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und
 FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  DIE  LINKE.  die  Ablehnung  des  Antrags  auf
 Drucksache 17/11376 empfohlen.

 Der  Haushaltsausschuss  hat  in  seiner  Sitzung  am  13.  März
 2013  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und
 FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktionen  SPD  und
 DIE  LINKE.  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksache
 17/11376 empfohlen.

 Der  Ausschuss  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung
 hat  in  seiner  Sitzung  am  13.  März  2013  mit  den  Stimmen
 der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen
 der  Fraktionen  SPD  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei
 Stimmenthaltung  der  Fraktion  DIE  LINKE.  die  Ablehnung
 des Antrags auf Drucksache 17/11376 empfohlen.

 Der  Ausschuss  für  Bildung,  Forschung  und  Technikfol-
 genabschätzung  hat  in  seiner  Sitzung  am  13.  März  2013
 mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP
 gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und  BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  DIE
 LINKE.  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksache  17/
 11376 empfohlen.
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IV.  Beratungsverlauf  und  Beratungsergebnisse  im
 federführenden Ausschuss

 Der  Ausschuss  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Ju-
 gend  empfiehlt  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und
 DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS
 90/DIE  GRÜNEN  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Drucksa-
 che 17/12063.

 Er  empfiehlt  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  DIE  LINKE.  die  Ablehnung  des  Antrags  auf
 Drucksache 17/11376.

 Die  Vorlagen  sind  in  der  91.  Sitzung  am  13.  März  2013  be-
 raten worden.

 Die  Fraktion  der  SPD  kritisierte,  dass  die  Koalitionsfrak-
 tionen  der  CDU/CSU  und  FDP  die  Jugendpolitik  im  Verlauf
 dieser  Legislaturperiode  erst  zu  einem  relativ  späten  Zeit-
 punkt  stärker  in  den  Vordergrund  gestellt  hätten.  Es  werde
 durchaus  begrüßt,  dass  nunmehr  Gespräche  mit  Verbänden
 und  vielen  in  der  Jugendpolitik  Tätigen  geführt  würden.  Im
 Antrag  der  SPD-Fraktion  würden  einige  inhaltliche  Felder
 im  Bereich  der  Jugendpolitik  dargestellt,  über  die  es  sich
 lohne, politisch zu diskutieren.

 Gemeinsame  Grundlage  der  Fraktionen  in  der  Jugendpolitik
 sei  es,  dass  Jugendpolitik  sich  nicht  nur  als  „Reparaturbe-
 trieb“  in  den  Bereichen  Bildung,  Soziales  und  Arbeit  defi-
 nieren  dürfe,  sondern  den  Jugendlichen  Chancen  eröffnen
 solle.  Man  setze  darauf,  dass  es  selbstbestimmte,  engagierte
 und  kreative  Jugendliche  gebe.  Gemeinsame  Aufgabe  der
 Politik  müsse  es  sein,  diese  Zielsetzung  zu  fördern.  Es  sei
 folgerichtig,  dass  Jugendpolitik  zu  einem  eigenständigen
 Politikfeld  werde.  Hierzu  enthalte  der  Antrag  sehr  gute  Dis-
 kussionsgrundlagen.  Man  müsse  die  Kompetenzen  nutzen,
 um  u.  a.  in  der  Kreativwirtschaft  und  im  Bereich  der  Me-
 dien  etwas  zusammenzuführen,  damit  die  Jugendlichen  die
 Möglichkeit bekämen, selbstbestimmt zu leben.

 Soweit  teilweise  unterstellt  werde,  die  SPD-Fraktion  wolle
 den  Jugendlichen  Vorgaben  machen,  so  werde  darauf  hinge-
 wiesen,  dass  der  Antrag  in  einem  breiten  Dialogprozess  mit
 Vertreterinnen  und  Vertretern  von  Jugendverbänden  formu-
 liert  worden  sei.  Da  auch  der  Antrag  der  Fraktion
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  in  die  richtige  Richtung  gehe,
 werde man diesem Antrag ebenfalls zustimmen.

 Die  Fraktion  der  CDU/CSU  vertrat  die  Auffassung,  dass
 der  Antrag  der  SPD-Fraktion  den  Vorhaben  und  Planungen
 der  Koalition  „hinterherlaufe“.  Wesentliche  Punkte  dieses
 Antrags  seien  längst  schon  aufgegriffen  worden  und  man  sei
 bereits  dabei,  sie  umzusetzen.  Insgesamt  habe  die  Koalition
 einen  Prozess  eingeleitet,  in  dem  man  sich  von  einer  reinen
 Problembetrachtung  entferne,  bei  der  Jugendliche  immer
 nur  im  Kontext  mit  schwierigen  persönlichen  Lebensum-
 ständen  begleitet  würden.  Jugendliche  müssten  vielmehr  als
 eigene  „Peer  Group“  wahrgenommen  werden.  Zudem  gelte
 es,  Rahmenbedingungen  für  Bereiche  zu  setzen,  in  denen
 Jugendliche  selbstständig  agierten.  Mit  der  „Allianz  für  Ju-
 gend“  habe  die  Koalition  etwas  Substanzielles  auf  den  Weg
 gebracht,  das  allerdings  eine  gewisse  Vorlaufzeit  erfordere.
 Demgegenüber  gingen  die  beiden  vorliegenden  Anträge  ei-
 nen „Schritt zurück“.

 Es  sei  nicht  der  richtige  Weg,  die  Bereiche,  in  denen  sich
 junge  Menschen  zivilgesellschaftlich  organisierten,  struktu-
 rieren  und  reglementieren  zu  wollen.  Vielmehr  sollte  man
 systematisch  vorgehen  und  die  Einführung  der  „Allianz  für
 Jugend“  abwarten,  diese  begleiten  und  die  daraus  resultie-
 renden weiteren Impulse aufgreifen.

 Es  werde  begrüßt,  dass  es  in  der  Jugendpolitik  im  Grundsatz
 eine  gemeinsame  Richtung  gebe.  In  einigen  Punkten  ent-
 halte  der  Antrag  der  SPD-Fraktion  durchaus  zusätzliche  Im-
 pulse  und  eine  Bestätigung  der  aktuellen  Entwicklung.  Es
 sei  jedoch  der  falsche  Ansatz,  den  Jugendlichen  zum  jetzi-
 gen  Zeitpunkt  Vorgaben  machen  zu  wollen,  was  geschehen
 solle, statt dies der „Allianz für Jugend“ zu überlassen.

 Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  wandte  sich
 gegen  die  Argumentation  der  CDU/CSU-Fraktion,  man
 solle  sich  jetzt  erst  einmal  um  die  „Allianz  für  Jugend“
 kümmern  und  keine  konkreten  Schritte  einleiten,  damit  den
 Jugendlichen  nichts  vorgeschrieben  werde.  Vielmehr  sei  es
 richtig,  konkrete  Vorschläge  zu  machen.  Man  begrüße  zwar,
 dass  sich  die  Bundesregierung  in  den  vergangenen  zwei
 Jahren  „auf  den  Weg  gemacht“  habe.  Jedoch  fehle  es  an  kla-
 ren  Konzepten.  Die  insgesamt  konzeptlose  Haltung  der
 Bundesregierung  sei  im  Übrigen  auch  im  14.  Kinder-  und
 Jugendbericht  mit  Nachdruck  kritisiert  worden.  Demgegen-
 über  enthalte  der  Antrag  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  konkrete  Forderungen,  die  leicht  umgesetzt  wer-
 den  könnten  und  im  Sinne  von  mehr  Partizipation  dazu
 führten,  dass  Jugendliche  nicht  weiterhin  auf  das  Wohlwol-
 len Erwachsener angewiesen seien.

 Eine  wichtige  Forderung  sei  die  Absenkung  des  aktiven
 Wahlalters  auf  16  Jahre.  Auf  kommunaler  Ebene  und  auf
 Landesebene  sei  dies  teilweise  bereits  so  geregelt.  Außer-
 dem  gehe  es  um  eine  Aufstockung  der  Mittel  für  den  Kin-
 der-  und  Jugendplan,  um  u.  a.  die  politische  Bildung  zu  stär-
 ken.  Darüber  hinaus  solle  der  Optionszwang  im  Staatsange-
 hörigkeitsrecht  gestrichen  werden.  Für  junge  Menschen  mit
 Migrationshintergrund  führe  es  oftmals  zu  einer  Überforde-
 rung,  wenn  sie  sich  entscheiden  müssten,  welche  Staatsbür-
 gerschaft sie annähmen.

 Das  Problem  der  Mobilität  könne  nicht  allein  durch  den
 „Führerschein  mit  17“  gelöst  werden.  Hier  brauche  man
 grundlegende  Konzepte  für  mehr  Mobilität  für  Jugendliche
 im öffentlichen Personennahverkehr.

 Der  Antrag  der  SPD-Fraktion  enthalte  in  einigen  Bereichen
 Forderungen,  die  man  teile.  Hierzu  gehöre  z.  B.  die  Aufsto-
 ckung  der  Mittel  für  den  Kinder-  und  Jugendplan.  Aller-
 dings  gebe  es  auch  Bereiche,  die  wenig  konkret  seien  und
 wo  man  sich  eine  deutlichere  Zuspitzung  gewünscht  habe.
 Im  Ergebnis  werde  man  sich  zu  diesem  Antrag  der  Stimme
 enthalten.

 Die  Fraktion  der  FDP  erinnerte  daran,  dass  bereits  vor
 über  einem  halben  Jahr  der  Antrag  der  Koalitionsfraktionen
 „Eigenständige  Jugendpolitik  –  Mehr  Chancen  für  junge
 Menschen  in  Deutschland“  (Drucksache  17/9397)  im  Ple-
 num  des  Bundestages  beschlossen  worden  sei.  Dieser  An-
 trag  habe  sehr  konkrete  Forderungen  enthalten.  Deshalb  sei
 es  nicht  richtig,  wenn  sich  die  Oppositionsfraktionen  SPD
 und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  nunmehr  wegen  der  jetzt
 von  ihnen  vorgelegten  Anträge  als  „treibende  Kraft“  dar-
 stellten.
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Der  von  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  vorge-
 legte  Antrag  sei  sowohl  inhaltlich  als  auch  vom  Umfang  her
 dürftig.  Von  den  insgesamt  neun  Forderungen  fielen  allein
 vier  in  die  Zuständigkeit  der  Bundesländer  oder  der  Kom-
 munen.  Zwei  weitere  Punkte  –  die  stärkere  Beteiligung  Ju-
 gendlicher  und  die  Frage  der  Positionierung  der  Bundesre-
 gierung  gegenüber  der  Neustrukturierung  der  EU-Pro-
 gramme  –  würden  bereits  von  der  Koalition  umgesetzt.  In
 Nummer  8  des  Forderungskatalogs  werde  behauptet,  es
 habe  Kürzungen  bei  der  Jugendverbandsarbeit  gegeben,
 was  jedoch  de  facto  gar  nicht  der  Fall  gewesen  sei.  Somit
 gebe  es  lediglich  zwei  diskutable  Forderungen.  Der  Wunsch
 nach  Abschaffung  des  Optionszwangs  im  Staatsangehörig-
 keitsrecht  werde  von  der  FDP-Fraktion  geteilt.  Die  Forde-
 rung  nach  Absenkung  des  Wahlalters  sei  letztlich  ein  „Fei-
 genblatt“  der  Oppositionsfraktionen,  wie  man  für  mehr  Par-
 tizipation von Jugendlichen sorgen könne.

 Der  Antrag  der  SPD-Fraktion  sei  demgegenüber  umfangrei-
 cher  und  besser  durchdacht.  Er  enthalte  einige  Punkte,  über
 die  man  z.  B.  im  Hinblick  auf  die  „Allianz  für  Jugend“
 durchaus  diskutieren  könne.  Weitere  Punkte  seien  ohnehin
 schon  in  der  eigenständigen  Jugendpolitik  der  Koalition
 verankert.  So  werde  Jugendpolitik  bereits  als  Querschnitts-
 aufgabe  verstanden,  wie  die  hierzu  eingerichtete  Runde  der
 Staatssekretäre  zeige.  Soweit  in  dem  Antrag  eine  Berichts-
 pflicht  angemahnt  werde,  so  werde  auf  den  Kinder-  und  Ju-
 gendbericht  verwiesen.  Bei  der  Forderung  nach  einem  „Ju-
 gendpolitik-TÜV“  werde  nicht  deutlich,  wie  dieser  konkret
 ausgestaltet  werden  solle.  Mehrere  Forderungen  bezögen
 sich  auf  den  Bereich  Bildung,  für  den  die  Bundesländer  zu-
 ständig seien. Das Beispiel Nordrhein-Westfalen zeige, dass
 es  hier  gerade  in  SPD-regierten  Bundesländern  Probleme
 bei  den  Haushaltsmitteln  gebe.  Die  Forderung  nach  einem
 Mindestlohn  sei  problematisch,  da  er  in  denjenigen  europäi-
 schen  Ländern,  in  denen  er  eingeführt  worden  sei,  gerade
 für  junge  Menschen  eine  Einstiegshürde  in  den  Arbeits-
 markt darstelle.

 In  beiden  Anträgen  werde  nicht  deutlich,  dass  zur  Etablie-
 rung  einer  eigenständigen  Jugendpolitik  nicht  allein  die  Po-
 litik  notwendig  sei,  sondern  dass  auch  Jugendverbände,  Me-
 dien  und  Wirtschaftsvertreter  eingebunden  werden  müssten.
 Davon  unterscheide  sich  die  Jugendpolitik  der  Koalition  in
 ihrem Verständnis und in ihrer Herangehensweise.

 Die  Fraktion  DIE  LINKE.  führte  aus,  die  Forderungen  in
 dem  Antrag  der  SPD-Fraktion  seien  eine  gute  Ausgangsba-
 sis  für  eine  eigenständige  Jugendpolitik.  Die  Frage  der  Be-
 teiligung  von  Jugendlichen  sei  von  zentraler  Bedeutung.
 Entgegen  der  Auffassung  der  CDU/CSU-Fraktion  gehe  es
 nicht  darum,  den  Jugendlichen  etwas  vorschreiben  zu  wol-
 len,  sondern  um  die  Schaffung  der  gesetzlichen  Vorausset-
 zungen,  dass  sie  selbst  mitentscheiden  könnten.  Hier  könne
 auch  nicht  darauf  gewartet  werden,  dass  eine  Allianz  für  Ju-
 gendliche  etwas  auf  den  Weg  bringe.  Ein  weiterer  wichtiger
 Punkt  sei  die  Wiederbelebung  der  Infrastruktur.  Hier  sei  in
 den  vergangenen  Jahren  auf  allen  politischen  Ebenen  ge-
 kürzt  worden.  Dies  gelte  entgegen  der  Darstellung  der  FDP-
 Fraktion  auch  für  die  Kürzungen  bei  den  Jugendverbänden,
 da  den  einzelnen  Verbänden  für  ihre  Arbeit  weniger  Mittel
 als  vorher  zur  Verfügung  stünden.  Die  Lage  von  Jugendli-
 chen  im  prekären  Bereich  werde  im  Antrag  der  Fraktion  der
 SPD  nicht  umfassend  behandelt.  Die  Forderung  nach  einem
 Mindestlohn  reiche  nicht  aus,  um  den  Problemen  gerecht  zu
 werden.  Diese  Jugendlichen  bräuchten  besondere  Angebote.
 Da  der  Antrag  insgesamt  in  die  richtige  Richtung  gehe,
 werde man ihm zustimmen.

 Zu  dem  Antrag  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN
 werde  man  sich  der  Stimme  enthalten.  Zwar  gebe  es  darin
 einige  Punkte,  die  positiv  zu  bewerten  seien.  Hierzu  gehör-
 ten  die  Forderungen  nach  einer  Ombudsstelle  für  Kinder
 und  Jugendliche  und  nach  einer  Streichung  des  Options-
 zwangs  im  Staatsangehörigkeitsrecht.  Jedoch  fehlten  zen-
 trale  und  wichtige  Punkte  wie  z.  B.  Ausführungen  zu  den
 Kürzungen  im  Bereich  der  Infrastruktur  und  das  Thema  Ju-
 gendarbeit.
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